Musterschreiben: Antrag auf Erlass einer einstweiligen Verfügung im Beschlussverfahren wegen Unterlassung der Anordnung von Überstunden

Antrag auf Erlass einer einstweiligen Verfügung
Arbeitsgericht ……..
Adresse
In dem Beschlussverfahren mit den Beteiligten
1) Betriebsrat der … (Name des Unternehmens), vertreten durch den/die Betriebsratsvorsitzende/n … (Name des/der Vorsitzenden) Antragsteller
2) Die … (Name des Unternehmens), vertreten durch die Geschäftsführung … (Name des Geschäftsführers/der Geschäftsführerin) Antragsgegner
wegen Unterlassung der Versendung von Personalfragebögen beantragen wir wegen der Dringlichkeit des Falles ohne mündliche Verhandlung, hilfsweise unter Verkürzung der Ladungsfrist aufgrund einer unverzüglich anzuberaumenden mündlichen Anhörung, im Wege der einstweiligen Verfügung:
Der Beteiligten wird untersagt, einen Personalfragebogen zum Thema XY an die Beschäftigten zu versenden, bis das Mitbestimmungsverfahren mit dem Antragsteller abgeschlossen ist.
Begründung: Die Beteiligte hat im Unternehmen Personalfragebögen an die Beschäftigten versandt, ohne vorher die Zustimmung des Betriebsrats einzuholen. 

Glaubhaftmachung: … (eidesstattliche Versicherung)
Der Betriebsrat hat bei der Einführung von Personalfragebögen ein Zustimmungsverweigerungsrecht (§ 94 Abs. 1 BetrVG). Er kann also darüber mitbestimmen, ob ein solcher überhaupt eingeführt werden soll, und, wenn ja, welchen Inhalt er haben soll. Da der/die Arbeitgebende die Zustimmung nicht vorher eingeholt hat, hat er/sie die Mitbestimmungsrechte des Antragstellers verletzt.
Es besteht auch ein Verfügungsgrund. Der Erlass einer einstweiligen Verfügung (§ 935 ZPO) ist im vorliegenden Fall erforderlich, weil anders das Mitbestimmungsrecht des Antragstellers nicht gesichert werden kann.

Freundliche Grüße

______________________________
Unterschrift Betriebsratsvorsitzende/r

